Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1895 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes über Teilzahlungsverträge 
(T eilzahlungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 


beschadet des Rechts, die Ansprüche wegen Nicht- 
erfüllung audi insoweit dem Darlehnsgeber gegen- 
über geltend zu machen. 


Kaufverträge als Teilzahlungsverträge 

Teilzahlungsverträge im Sinne dieses Gesetzes 
sind Kaufverträge über bewegliche Sachen, deren 
Kaufpreis außer der Anzahlung in mindestens zwei 
nach Übergabe der Sache fälligen Teilzahlungen zu 
begleichen ist, es sei denn, daß der Verkäufer den 
Kaufvertrag nicht in Ausübung eines Gewerbes ab- 
geschlossen hat oder daß der Käufer Kaufmann ist. 

§ 2 

Darlehnsverträge als Teilzahlungsverträge 

(1) Teilzahlungsverträge im Sinne dieses Ge- 
setzes sind auch Darlehnsverträge, die der Käufer 
auf Veranlassung des Verkäufers vor, bei oder nach 
Abschluß eines Kaufvertrages gemäß § 1 mit einem 
Darlehnsgeber zur Finanzierung der Teilzahlungen 
abschließt, es sei denn, daß der Darlehnsgeber nicht 
in Ausübung eines Gewerbes handelt. 

(2) Ist ein Darlehnsvertrag ein Teilzahlungsver- 
trag im Sinne dieses Gesetzes, so gehen alle Rechte 
des Verkäufers aus dem Kaufvertrag einschließlich 
der Rechte, die sich aus diesem Gesetz ergeben, auf 
den Darlehnsgeber über. Weitergehende Rechte aus 
dem Darlehnsvertrag sind ausgeschlossen. 

(3) Alle Rechte des Käufers aus dem Kaufvertrag 
einschließlich der Rechte, die sich aus diesem Gesetz 
ergeben, stehen dem Käufer auch gegenüber dem 
Darlehnsgeber zu. Der Anspruch auf Erfüllung sowie 
etwaige Ansprüche auf Nachbesserung oder Aus- 
tausch der gekauften Sache kann jedoch nur dem 
Verkäufer gegenüber geltend gemacht werden un- 


§ 3 

Umgehungsverträge 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind auf Verträge, 
die darauf abzielen, die Zwecke eines Teilzahlungs- 
vertrages in einer anderen Rechtsform, insbesondere 
durch mietweise Überlassung der Sache, zu errei- 
chen, entsprechend anzuwenden, gleichviel ob dem 
Empfänger der Sache ein Recht, später daran Eigen- 
tum zu erwerben, eingeräumt ist oder nicht. 

§ 4 

Schriftform und Inhalt des Teilzahlungs Vertrages 

Der Teilzahlungsvertrag bedarf der Schriftform. 
Die Vertragsurkunde ist in mindestens zweifacher 
Ausfertigung zu errichten und muß enthalten 

1. die Bezeichnung „Teilzahlungsvertrag" in der 
Überschrift der Urkunde, die gegenüber dem 
übrigen Text deutlich hervorgehoben sein muß; 

2. Firma und Namen, gewerbliche Niederlassung 
und Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
den gewöhnlichen Aufenthaltsort der Parteien; 

3. die genaue Bezeichnung des Vertragsgegen- 
standes und den Zeitpunkt seiner Übergabe an 
den Käufer; 

4. den Barzahlungspreis; 

5. die genaue Angabe der Teilzahlungskosten, 
wenn solche gefordert werden, und zwar auf- 
gegliedert nach 
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a) Bearbeitungsgebühren und Auskunfts- 
spesen in Deutsche Mark und Prozenten 
vom Barzahlungspreis, 

b) Teilzahlungszinsen in Deutsche Mark und 
Jahresprozenten von dem jeweils noch aus- 
stehenden Kaufpreisrest, 

c) Kreditversicherungskosten in Deutsche 
Mark und in Jahresprozenten vom Bar- 
zahlungspreis oder vom jeweils noch aus- 
stehenden Kaufpreisrest, 

d) den gesamten Teilzahlungskosten in Deut- 
sche Mark und Prozenten vom Barzahlungs- 
preis; 

6. den Betrag der zu leistenden Anzahlung und 
den Zeitpunkt ihrer Fälligkeit; 

7. Anzahlung und Betrag der einzelnen Teil- 
zahlungen und Zeitpunkt ihrer Fälligkeit; 

8. die Rechtsfolgen, die eintreten, wenn vor 
Fälligkeit der einzelnen Teilzahlungen der ge- 
samte Kaufpreis auf einmal beglichen wird; 

9. Ort und Datum der Vertragsunterzeichnung. 

Die Reihenfolge der Nummern 1 bis 8 ist einzuhal- j 
ten; andere Vertragsbedingungen sind räumlich ab- j 
zuheben. 

§ 5 

Barzahlungspreis 

(1) Barzahlungspreis ist der Preis, den der Ver- 
käufer zur Zeit des Vertragsabschlusses allgemein 
fordert, wenn spätestens bei Übergabe der verkauf- 1 
ten Sache der volle Preis entrichtet wird. 

(2) Wird in der Vertragsurkunde der Barzah- 
lungspreis zu hoch angegeben, so hat der Käufer 
nur den wirklichen Barzahlungspreis und die aus 
ihm errechneten Teilzahlungskosten zu zahlen. 

§ 6 

Anzahlung 

(1) Der Käufer ist verpflichtet, eine Anzahlung in 
Höhe von mindestens 20 vom Hundert des Bar- 
zahlungspreises zu leisten. Die Anzahlung ist bei 
Wirksamwerden des Vertrages (§ 9) fällig und darf 
nicht gestundet werden. 

(2) Ist die Anzahlung ganz oder teilweise nicht 
geleistet worden, nachdem sie fällig und die Sache 
übergeben worden ist, so erlischt der Anspruch auf 
Zahlung des Kaufpreises in Höhe der nicht geleiste- 
ten Anzahlung. 

§ 7 

Rechtsverordnungen 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann nach An- 
hörung der Deutschen Bundesbank durch Rechtsver- 
ordnung 

1. im Falle einer ernsten Gefahr für die Voll- 
beschäftigung die Mindesthöhe der Anzahlung 
auf 15 vom Hundert oder 10 vom Hundert her- : 
absetzen. 


2. im Falle einer ernsten Gefahr für die Prois- 
stabilität die Mindesthöhe der Anzahlung auf 
25 vom Hundert oder 30 vom Hundert herauf- 
setzen; in diesem Falle kann durch die Rechts- 
verordnung auch die Höchstdauer der Laufzeit 
der Teilzahlungen, beginnend von der Über- 
gabe der Sache an, bis auf zwei Jahre begrenzt 
werden; bestimmt die Rechtsverordnung die 
Höchstdauer der Laufzeit, so ist eine nachträg- 
liche Stundung der Teilzahlung über die zu- 
lässige Höchstdauer der Laufzeit hinaus zu- 
lässig, wenn sich die wirtschaftliche Lage des 
Käufers nach Vertragsabschluß wesentlich ver- 
schlechtert hat. 

§ 8 

Schriftform der Zustimmung 
des gesetzlichen Vertreters 

Ist der Verkäufer oder Käufer minderjährig, so ist 
die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters zum 
Teilzahlungsvertrag schriftlich zu erteilen. 

§ 9 

Wirksamwerden des Teilzahlungsvertrages 

Der Teilzahlungsvertrag wird nach Ablauf einer 
Woche nach Aushändigung der Vertragsurkunde an 
den Käufer wirksam, sofern nicht der Käufer inner- 
halb dieser Frist den Vertragsabschluß widerruft. 
Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn der Käufer 
über sein Widerrufsrecht belehrt worden ist. Die 
Belehrung darf nicht vor Aushändigung der Ur- 
kunde erfolgen und muß dem Käufer schriftlich auf 
einem besonderen Blatt ausgehändigt werden. 

§ 10 

Wechselverbot 

(1) Für den Anspruch auf die Anzahlung und die 
einzelnen Teilzahlungen darf eine Wechselschuld 
nicht begründet werden, wenn der Barzahlungspreis 
nicht mehr als 3000 DM beträgt. 

(2) Der Käufer kann jederzeit vom Verkäufer die 
Herausgabe des Wechsels verlangen, der entgegen 
dem Verbot des Absatzes 1 begeben worden ist. 
Der Verkäufer haftet für jeden Schaden, der dem 
Käufer aus dieser Wechselbegebung entsteht. 

§ 11 

Zahlungsverzug des Käufers 

Für den Fall des Zahlungsverzugs des Käufers 
können die gesetzlichen Verzugsfolgen durch Ver- 
trag nur zugunsten des Käufers geändert werden. 

§ 12 

Vorzeitige Fälligkeit der Teilzahlungen 

(1) Dem Verkäufer steht das Recht zu, dem Käu- 
fer eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen 
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zu setzen, innerhalb deren die noch ausstehenden 
Teilzahlungen unabhängig von ihrer vertraglichen 
Fälligkeit zu zahlen sind, wenn 

1. der Käufer mit mindestens drei aufein- 
anderfolgenden Teilzahlungen ganz oder 
teilweise, jedoch mindestens mit 30 vom 
Hundert des Barzahlungspreises in Ver- 
zug ist, 

2. der Käufer über erhebliche Tatsachen, die 
seine Kreditwürdigkeit betreffen, vorsätz- 
lich oder grobfahrlässig falsche Angaben 
gemacht hat und der Verkäufer bei Kennt- 
nis der wahren Sachlage den Teilzahlungs- 
vertrag nicht abgeschlossen hätte, 

3. der Käufer seinen Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthaltsort nach dem Vertragsab- 
schluß außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes verlegt hat oder zu ver- 
legen im Begriff ist, 

4. der Käufer seine Erwerbstätigkeit aufgibt 
und dadurch ohne nennenswertes Einkom- 
men ist, es sei denn, daß er für die Siche- 
rungszwecke des Verkäufers ausreichen- 
des pfändbares Vermögen hat, 

5. eine Zwangsvollstreckung in das Vermö- 
gen des Käufers erfolglos betrieben wor- 
den ist, 

6. der Käufer oder eine in seinem Haushalt 
wohnende Person die unter Eigentumsvor- 
behalt des Verkäufers gekaufte Sache vor- 
sätzlich oder grobfahrlässig zerstört oder 
über die gewöhnliche Abnützung hinaus 
wesentlich verschlechtert, es sei denn, daß 
der Käufer für die Sicherungszwecke des 
Verkäufers ausreichendes pfändbares Ver- 
mögen hat. 

(2) Nach Ablauf der Zahlungsfrist ist der Käufer 
zur Zahlung des Kaufpreisrestes verpflichtet. Die 
Zahlungsverpflichtung kann der Käufer durch Sicher- 
heitsleistung abwenden. 

§ 13 

Rücktritt des Verkäufers 

(1) Nach fruchtlosem Ablauf der Zahlungsfrist 
kann der Verkäufer vom Vertrag zurücktreten. Der 
Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die in diesem 
Zeitpunkt bestehende Zahlungsverpflichtung des 
Käufers nicht höher ist als 25 vom Hundert des Bar- 
zahlungspreises; die Verzugskosten bleiben hierbei 
außer Betracht. 

(2) Im Falle des Rücktritts nach Absatz 1 Satz 1 
sind beide Parteien verpflichtet, einander die emp- 
fangenen Leistungen zurückzugewähren. Darüber 
hinaus kann der Verkäufer vom Käufer nur verlan- 
gen 

1. die vom Verkäufer infolge des Vertrags- 
abschlusses gemachten tatsächlichen Auf- 
wendungen, die allgemeine Geschäfts- 
kosten nicht enthalten dürfen; von den 
vom Verkäufer gezahlten Versicherungs- 


prämien ist nur die Kreditversicherungs- 
prämie erstattungspflichtig; 

2. Ersatz für die seit der Übergabe der Sache 
eingetretene Wertminderung, einschließ- 
lich von etwaigen Reparaturkosten, die der 
Verkäufer wegen einer vom Käufer zu 
vertretenden Beschädigung der Sache vor- 
nimmt; im Falle der gewöhnlichen Abnut- 
zung der Sache ist die Wertminderung in 
der Regel unter Berücksichtigung der seit 
der Gebrauchsüberlassung verstrichenen 
Zeit in Vomhundertsätzen vom Barzah- 
lungspreis zu bemessen; der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft kann durch Rechtsver- 
ordnung für einzelne Gebrauchsgüter oder 
Gruppen von Gebrauchsgütern die Vom- 
hundertsätze festsetzen; vor der Festset- 
zung soll der Bundesminister für Wirt- 
schaft die Verbände der jeweiligen Her- 
steller, Groß- und Einzelhändler, der 
Finanzierungsinstitute sowie der Ver- 
braucher anhören; 

3. die Kosten des Rücktransports der gekauf- 
ten Sache vom Käufer zum Verkäufer. 

Die insgesamt nach Absatz 2 Satz 2 vom Käufer zu 
zahlenden Kosten dürfen 90 vom Hundert des Bar- 
zahlungspreises nicht übersteigen. 

(3) Die Ansprüche aus Absatz 2 sind Zug um Zug 
zu erfüllen. Sie können nur in der Weise geltend 
gemacht werden, daß gleichzeitig die Erfüllung des 
Gegenanspruchs angeboten wird. Enthält in einem 
Rechtsstreit das mündliche Vorbringen des Klägers 
keine tatsächlichen Angaben über den Gegenan- 
spruch, so ist der Klageantrag als nicht gerechtfertigt 
anzusehen. 

(4) Ergibt sich für den Verkäufer nach erklärtem 
Rücktritt, daß die verkaufte Sache zerstört oder so 
wesentlich verschlechtert ist, daß ihr ein gemeiner 
Wert nicht mehr oder nur ein solcher von weniger 
als 10 vom Hundert des Barzahlungspreises beizu- 
legen ist, so kann er anstelle seiner Ansprüche aus 
Absatz 2 einen Anspruch auf Schadenersatz in Höhe 
der noch nicht geleisteten vertraglichen Teilzahlun- 
gen zuzüglich der Verzugskosten geltend machen. 

§ 14 

Pfändung der verkauften Sache 

Die Rechtsfolgen des § 13 Abs. 2 treten auch ein, 
wenn der Verkäufer wegen der Teilzahlungsforde- 
rungen die verkaufte Sache im Wege der Zwangs- 
vollstreckung pfänden läßt. In einem Rechtsstreit 
gilt § 13 Abs. 3 entsprechend. 

§ 15 

Vorbehaltseigentum des Verkäufers 

(1) Hat sich der Verkäufer das Eigentum an der 
verkauften Sache bis zur vollständigen Zahlung des 
Kaufpreises Vorbehalten, so darf er dem Käufer 
gegenüber den Herausgabeanspruch aus dem Eigen- 
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tum nur bei oder nach erklärtem Rücktritt geltend 
machen. Macht der Verkäufer seinen Anspruch auf 
Schadenersatz nach § 13 Abs. 4 geltend, so kann er 
dem Käufer gegenüber den Herausgabeanspruch 
nicht geltend machen; der Vorbehalt erlischt, wenn 
der Schadenersatzanspruch erfüllt ist. 

(2) Das Sicherungseigentum des Darlehnsgebers 
(§ 2) steht dem Vorbehaltseigentum des Verkäufers 
gleich. 

§ 16 

Abweichende Vereinbarungen 

Vereinbarungen der Parteien, die den Vorschriften 
dieses Gesetzes zuwiderlaufen, sind nichtig. Dies 
gilt nicht für Vereinbarungen, die zugunsten des 
Käufers die Ausübung der Rechte des Verkäufers 
nach den §§12 bis 15 ausschließen oder an strengere 
Voraussetzungen knüpfen. 


§ 17 

Gerichtsstand 

(1) Für alle Klagen aus dem Teilzahlungsvertrag 
ist das Gericht ausschließlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Käufer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthaltsort hat. 


(2) Hat der Käufer zur Zeit der Klageerhebung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes keinen Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort, so ist das 
Gericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk 
der Verkäufer seine gewerbliche Niederlassung, in 
Ermangelung einer solchen seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. 

§ 18 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 19 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

(2) Im gleichen Zeitpunkt tritt das Gesetz betr. 
die Abzahlungsgeschäfte vom 16. Mai 1894 (Reichs- 
gesetzbl. S. 450) außer Kraft. Es bleibt jedoch auch 
nach diesem Zeitpunkt anwendbar auf Verträge, die 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen wor- 
den sind. 


Bonn, den 5. Februar 1964 


Erler und Fraktion 



